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»Russland gehört zu Europa«
Um den Stand der Beziehungen zwischen Ost und West ging es auch auf dem ndLive-Fest 2018
»Europa und Russland, gegenei-
nander oder miteinander?« – unter
dieser Fragestellung stand die De-
batte beim Pressefest des »nd« am
2. Juni. Wir dokumentieren Auszü-
ge aus der Diskussion.

In den Beziehungen zwischen Eu-
ropa und Russland ist inzwischen
von einem »kalten Frieden« die Re-
de. Sehen Sie das genauso?
Kerstin Kaiser: Die russländische Be-
völkerung ist besser informiert über
die Realitäten in Europa, weiß mehr
über die EU als man in Europa über
Russland weiß. Und es gibt immer
noch große Erwartungen und einen
sehr freundlichen Vertrauensvor-
schuss an die deutsche Adresse. Aber
es ist ebenso Tatsache, dass diese
Haltung in den letzten Jahren um
über 20 Prozent gesunken ist. Das hat
nach der sogenannten Ukraine- oder
Krim-Krise noch einmal zugenom-
men. Insgesamt aber ist es so, dass es
nie ein stabiles, wirklich freundli-
ches, verlässliches Verhältnis zwi-
schenRussland undDeutschland oder
Russland und der EU gegeben hat,
sondern es ist ein Machtverhältnis, es
sind Machtkämpfe, die ausgetragen
werden, es geht um Interessen.
Petra Erler: Ich finde, die Frage ist
falsch gestellt. Es kann nicht heißen
Europa gegen Russland. Das ist das,
was man uns einreden will. Russland
ist Teil Europas. Und das wird bei uns
sehr gerne vergessen. Und auch auf
die Gefahr hin, Eulen nach Athen zu
tragen: Das Grundgesetz gibt uns auf,
nicht nur als Verfassungsziel, son-
dern auch in Artikel 23, dass wir zur
Vereinigung Europas beizutragen ha-
ben durch die europäische Integrati-
on, durch die Europäische Union. Es
ist also ganz klar, dass wir sogar als
Deutsche eine Zielbestimmung ha-
ben, uns mit allen Völkern auf die-
sem Kontinent zu vertragen. Ich wür-
de sagen, die erste Hälfte der 1990er
Jahre ging alles soweit ganz gut. Und
dennoch zeigen veröffentlichte Do-
kumente, die Amerikaner im Rah-
men ihrer Informationspolitik he-
rausgegeben haben, dass die dama-
lige Sowjetunion, also Gorbatschow
und Jelzin, in jeder Weise belogen
wurden. Es waren alle wichtigen
Staats- und Regierungschefs des
Westens, die sowohl Jelzin als auch
Gorbatschow versprochen hatten,
dass die NATO sich nicht nach dem
Osten erweitert – alle. Hinzu kam,
dass das neue Instrument, nämlich die
bessere Zusammenarbeit zwischen
der NATO und Russland, nicht dazu
führte, dass Russland den Balkan-
Krieg verhindern konnte. Diese Tat-
sache hat sehr viel an Vertrauen in
diesem Verhältnis von Anfang an un-
tergraben. Und außerdem belegen
Unterlagen aus dem Pentagon aus
dem Jahre 1990, dass das Pentagon
die damalige Sowjetunion immer als
Feind gesehen hat, auch als Gorbat-
schow an der Macht war. Das schlug
spätestens im Jahr 2006 um, einge-
leitet bereits mit der Aufkündigung
des ABM-Vertrages 2002. Und im
Jahre 2006 auf der Münchner Si-
cherheitskonferenz hat mein »Lieb-
lingssenator« McCain die neue Front
der Russlandpolitik aufgemacht.
Seitdem ist alles immer nur schlech-
ter geworden. So schlecht, dass zu
meiner Freude und Überraschung der
EU-Kommissionspräsident jetzt auf
einem Treffen von einem Thinktank
in Brüssel gesagt hat, ungefragt: Wir
müssen aufhören, Russland ständig
runterzumachen, »Stop the Russia-
Bashing«, hat er gesagt. Das bedeu-
tet, er hat zugegeben, dass wir eine
Tendenz haben, sofort das Schlimms-
te anzunehmen, wenn es sich um
Russland und insbesondere Wladimir
Putin handelt.

Von diesen Warnungen hat es be-
reits mehrere gegeben, auch von
Bundespräsident Steinmeier. Dabei
hat es doch Anfang der 1990er Jah-
re gute Ansätze auch in der Ent-
wicklung der Beziehungen zwi-
schen EU und Russland gegeben.
Wie kam der Schwenk in der EU zu-
stande?
Helmut Scholz: Wir müssen die Fra-
ge stellen: Worüber reden wir ei-
gentlich bei der EU? Reden wir über
die Interessen der Mitgliedstaaten,
ihre Regierungen, der Bevölkerun-
gen, reden wir über die EU-Instituti-
onen als solche, oder reden wir über

das Europäische Parlament als Wi-
derspiegelung nationaler Debatten in
den Mitgliedstaaten und unter den
Bürgerinnen und Bürgern? Und da
muss ich sagen, wenn es nach eini-
gen Abgeordneten ginge, insbeson-
dere aus den mittel- und osteuropäi-
schen neuen Mitgliedstaaten, dann
hätten wir heute nicht mehr nur ei-
nen »kalten Frieden«. Dann würde
wahrscheinlich ein ganz anderer Ton,
oder eine andere auch Praxis des bi-
lateralen Beziehungsgeflechts daher-
kommen.
Ich bin völlig dabei, wenn beide

Podiums-Co-Mitstreiterinnen sagen,
zu Jelzin-Zeiten dachte man, man
könne die Russische Föderation ein-
fach in die Logik des Binnenmarktes
mit einbeziehen. Ich selber war 1993
in Moskau auf einer Dienstreise und
habe mir damals, nachdem ich in der
U-Bahn in die Augen der Menschen
geschaut habe, gesagt: Ich fahre nie
wieder nach Moskau, ich will die Ver-
änderung im Gesicht der Menschen
nicht sehen, weil ich ein anderes Mos-
kau, ein anderes Russland kannte.
Logischerweise kommt man als Poli-
tiker nicht darum herum,wieder nach
Moskau zu fahren. Es hat sich inzwi-
schen vieles verändert, auch im
Selbstbewusstsein der russischen Be-
völkerung, gerade auch mit dem
Wechsel von Jelzin zu Putin. Und das
hat damit zu tun, dass Putin eine an-
dere nationale kapitalistische Wirt-
schaftspolitik, Gesellschaftspolitik
entwickelt hatte im Verhältnis zu Jel-
zin.

Die EU hat auch einen heftigen Kon-
flikt mit den USA. Dabei wird ver-
sucht, auf Washington zuzugehen.
Aber im Fall Russland scheint ein
Dialog gar nicht erst angestrebt zu
werden.
Scholz: ImVerhältnis zuRussland gibt
es verschiedene Akteure. Also im wirt-
schaftlichen Rahmen gibt es natürlich
das Anliegen, die Kooperation wei-
terzuführen, weil es knallharte wirt-
schaftliche Interessen gibt. Und die
Politik ist sogar gegenwärtig dabei, die
Ausübung und die Wahrnehmung sol-
cher unterschiedlichen Interessenla-
gen zu begrenzen, zu beschränken, sie
in ein politisches Verhältnis zu stel-
len. Das, was sie übrigens gegenüber
den USA nicht machen. Und insofern
ist das ein Widerspruch im Agieren
auch der EU und ihrer Institutionen.
Es bleibt die Aufgabe, deutlich zu ar-
tikulieren: Welches Interesse haben
wir eigentlich?

Erler: Also ich denke, die globale Si-
tuation hat sich geändert, und es gibt
sehr gute Gründe, warum sich die EU-
Politik und auch die deutsche Politik
gegenüber Russland ändern wird und
ändern muss. Und die Reise des Bun-
desaußenministers in die Ukraine hat
das auch gezeigt. Dass er als wich-
tigstes Ergebnis wiederum die Auf-
nahme der Gespräche im Norman-
die-Format mitbrachte, ist ein wich-
tiges Signal, zumal die Ukrainer nicht
sehr viel Interesse an dem Minsker
Format in der letzten Zeit gezeigt ha-
ben. Das geschieht natürlich vor dem
Hintergrund der Veränderung der
amerikanischen Position in Bezug auf
Iran. Wer das Abkommenmit Iran be-
halten will, braucht China und
braucht Russland. Und demzufolge
müssen die Europäer in dieser Frage
den Schulterschluss mit Russland su-
chen. Zweitens denke ich, ist mili-
tärstrategisch mit der Rede von Putin
Anfang März, die ja hier ein bisschen
merkwürdig kommentiertwurde, klar
geworden, dass eine neue Runde des
Wettrüstens bevorsteht. Und dieje-
nigen, die alles zu verlieren haben,
sind die, die in Europa sitzen. Nach
allen militärischen Planungen zu-
mindest. Und der dritte Punkt ist na-
türlich das harte ökonomische Inte-
resse. Für die Russen sind wir der
größte Handelspartner, auch wenn
der Handel in den letzten fünf Jah-
ren um 44 Prozent gefallen ist. Das
ist natürlichweit unter Potenzial. Und
letzter Punkt: Ich denke, dass sich
vielleicht auch in der deutschen Po-
litik durchsetzt, dass wir nicht ganz
ohne Grund eine Charta der Verein-
ten Nationen haben. Ich glaube, da-
rüber wird viel zu wenig diskutiert.
Wir sind wieder qua unser Grundge-
setz über den Artikel 25 auf diese
Charta verpflichtet. Und die Charta
sagt, wir sollen zusammenleben und
zwar friedlich mit allen Völkern die-
ser Welt. Egal, wie sie innenpolitisch
verfasst sind. Und diese Charta sagt
auch, es gibt das Prinzip der friedli-
chen Streitbeilegung.

DieUNO-Chartawird abermeist nur
dann angewandt, wenn es den Ak-
teuren politisch passt.
Erler: Wir benutzen die Charta und
die sogenannte internationale Ord-
nung, die wir verteidigen, immer fall-
weise. Wenn sie uns in den Kram
passt, dann sind wir die größten Ver-
teidiger der internationalen Ord-
nung. Und im Übrigen blenden wir
unsere Verpflichtungen dann aus,

wenn wir glauben, diese Verpflich-
tungen passen nicht in unser politi-
sches Konzept. Aber so ist auf derWelt
kein Frieden bewahrbar.
Kaiser: Ich fühle mich nicht als EU,
ich fühle mich auch nicht als deut-
sche Vertreterin, sondern ich bin ei-
ne Linke in Deutschland. Und die
Aufgabe, die ich sehe, wäre eigent-
lich, mich mit meinen eigenen Re-
gierung auseinanderzusetzen. Die
letzten deutschen Regierungen ha-
ben ja die EU dominiert, mit der deut-
schen Wirtschaft, die bis hin zu Grie-
chenland ihre Interessen durchsetzt,
die Sicherheit versteht als Verteidi-
gung neoliberaler Politik. Die Ergeb-
nisse sehen wir jetzt. Ich finde, wenn
man nicht nur in die letzten 20 Jahre
geht, sondern auch in die Archäolo-
gie der deutsch-russländischen und
deutsch-sowjetischen Beziehungen,
dann sieht man, dass immer die wirt-
schaftlichen Interessen da waren, die
wurden auch stets vertreten. Und jetzt
stellen wir plötzlich ganz erstaunt
fest, wie kann denn das sein, dass die
wirtschaftlichen Interessen durch die
Regierungspolitiker eingeengt wer-
den, dass plötzlich nur Russland trotz
aller Strategien und gegenseitiger
Versicherungen Anfang der 1990er
und aller Hoffnungen hier so als Pa-
ria dargestellt wird. Und da kann ich
nur sagen, okay, zehn Jahre lang hat
Jelzin das gemacht, was die EU woll-
te. Und die NATO steht an der Gren-
ze zu Russland. Punkt. Also super,
läuft alles super im Interesse derje-
nigen, die Europa und möglicherwei-
se die Welt regieren. Zweitens, in den
zehn Jahren unter Jelzin lag Russ-
land am Boden. Als Wirtschafts-
macht lag es am Boden, als weltpoli-
tischer Faktor lag es am Boden und
mit Putin hat sich das geändert. Nur
würde ich gerne den Namen des Prä-
sidenten nicht permanent als Symbol
benutzen, sondern ich sage, nun ist
die russländische Föderation wieder
ein Machtfaktor, ein Mitspieler im in-
ternationalen Wettbewerb um Ein-
flusssphären.
Dass man immer gleich das

Schlechte glaubt, wenn es um Russ-
land geht, daran haben übrigens auch
die Journalistinnen und Journalis-
ten, vielleicht mit Ausnahme des »nd«
und der »Panorama«-Sendung, ihren
Beitrag geleistet über die letzten Jah-
re. Und die deutsche Regierung, Herr
Maas, Sie haben Ihren Beitrag ge-
leistet dafür, dass Russland so da-
steht, wie es ist, dass die Ukraine-Kri-
se so aussieht, wie sie ist. Jetzt diese

Krokodilstränen über das »böse Russ-
land« zu vergießen – also das finde
ich nun mal schon völlig daneben.
Jetzt wird auf Zurückdrängung Russ-
lands als Machtfaktor gesetzt, auf die
Instabilisierung der Wirtschaft und
der Verhältnisse. Es ist ganz klar: Man
will Russland weniger Macht geben
oderwenigerMacht zuerkennen, aber
man will vor allen Dingen die Ver-
hältnisse im Land destabilisieren und
damit eine Opposition gegen Putin
stärken. Das will ich auf gar keinen
Fall. Die deutsche und die EU-Politik
haben aber keinerlei Modell und
Ideen dafür, wie man dieses riesige
Land und seine Wirtschaft in eine so-
zial-ökologische oder wie auch im-
mer Marktwirtschaft entwickelt, son-
dern man hat nur vor, einen Macht-
wechsel herbeizuführen. Das ist
höchst gefährlich. Und die 143 Mil-
lionen Leute, die in diesem Riesen-
land leben, haben es nicht verdient,
dass man auf ihrem Rücken eine sol-
che zynische Politik macht.

Haben die Linken gar kein Proble-
me mit Putin?
Kaiser: Jeden Tag mehrere.

Wie kann das Verhältnis zu Russ-
land wieder in normales Fahrwas-
ser gebracht werden?
Scholz: Das ist die schwierigste Fra-
ge. Denn bei vielen fehlt der Wille da-
zu. Aber ein Schritt wäre, dass die EU
und Russland wieder zusammenkom-
men in bestimmten Themenfeldern,
beispielsweise bei der Energieunion.
Und ich bin optimistisch, dass das, was
gegenwärtig als Erkenntnis heran-
reift, dass wir vor dem Hintergrund
der globalen Herausforderungen und
Widersprüche und notwendigen Ant-
worten, die wir geben müssen – Kli-
mawandel, Überwindung von Armut
und, und, und – auch zu einer Ge-
sundung auch der bilateralen Bezie-
hungen zwischen der EU, der bilate-
ralen Beziehungen der jeweiligen Mit-
gliedstaaten und der Russischen Fö-
deration beitragen wird. Natürlich auf
Grundlage der Charta der Vereinten
Nationen, auf Grundlage einer regel-
basierten, rechtlich verbrieften Aus-
gestaltung internationaler Beziehun-
gen – es gibt dazu keine vernünftige
Alternative. Und ich sehe durchaus
auch bei Abgeordneten aus anderen
Ländern im Europäischen Parlament,
vor allen Dingen aber auch bei Abge-
ordneten der anderen Fraktionen, ei-
nen Lernprozess. Trotz aller verbalen
Attacken in Richtung Moskau.

Im voll besetztem Münzenberg-Saal: Helmut Scholz, Dr. Petra Erler, Kerstin Kaiser und Moderator Uwe Sattler vom »nd« (v.r.) Foto: nd/Grit Gernhardt

Dr. Petra Erler studierte in Berlin
Außenhandel. 1984 wurde sie wis-
senschaftliche Assistentin am Institut
für internationale Beziehungen in
Potsdam und promovierte dort.
Nach 1990 war sie u.a. Staatssekre-
tärin im Amt des Ministerpräsiden-
ten der DDR, zuständig für Europa-
fragen. Später arbeitete sie als Kabi-
nettschefin des EU-Kommissars
Günter Verheugen. Heute ist sie in
der EU-Beratung tätig.

Kerstin Kaiser hat russische Sprache
und Literatur an der Staatlichen
Universität Leningrad studiert und
schloss als Diplomslawistin ab. Nach
der Wende war sie u.a. Fraktions-
chefin der LINKEN im Brandenbur-
ger Landtag. Seit Anfang 2015 leitet
sie das Büro Moskau der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung.

Helmut Scholz absolvierte in Mos-
kau ein Studium der Internationalen
Beziehungen . In der DDR arbeitete
er für das Außenministerium und
von 1983 bis 1986 an der Botschaft
in China. Nach Stationen u.a. als
Bereichsleiter Internationale Politik
der LINKEN ist er seit 2009 Abge-
ordneter des Europäischen Parla-
ments.

»Man will Russland
weniger Macht geben
oder weniger Macht
zuerkennen, aber
man will vor allen
Dingen die Verhältnisse
im Land destabilisieren
und damit eine
Opposition gegen
Putin stärken.«
Kerstin Kaiser


